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Die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Protektion
von Hans H.GIismann
AUS DEM INHALT
Die Handelshemmnisse der Bundesrepublik benachteiligen nicht nur ausländische Produ-
zenten, sondern auch - über höhere Preise und schlechtere Versorgung - in hohem Maße
die Konsumenten in der Bundesrepublik.
Mehr noch als der Zollschutz mindern nicht-tarifäre Handelshemmnisse die Wohlfahrt
der Bevölkerung. Dabei fallen quantitative Handelshemmnisse am stärksten ins Gewicht,
insbesondere die Kontingente und Selbstbeschränkungsabkommen im Bereich der Textil-
und Bekleidungsindustrie.
Die Handelsschranken bewirken eine beträchtliche Einkommensumverteilung von den
Konsumenten zu den Produzenten.
Nur zwei Prozent der Industriebeschäftigten verdanken ihren Arbeitsplatz dem Zollschutz;
innerhalb der Bereiche, die auch durch nicht-tarifäre Handelshemmnisse geschützt sind, wäre
eine Liberalisierung freilich mit einem etwas höheren Beschäftigungsrückgang verbunden.
Schrittweises Vorgehen und flankierende Anpassungshilfen könnten vermeiden helfen,
daß durch die Liberalisierung Arbeitslosigkeit entsteht. Es gibt deshalb im Falle
der Bundesrepublik kaum ein gesamtwirtschaftlich vertretbares Argument, das das
Fortbestehen der außenwirtschaftlichen Schutzmaßnahmen rechtfertigen könnte.
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Die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Protektion
1. In der vorliegenden Studie sollen die volkswirtschaftlichen Kosten gemessen wer-
den, die der westdeutschen Wirtschaft dadurch entstehen, daß eine Reihe von hei-
mischen Produktionszweigen durch Zölle und andere Handelshemmnisse vor der
Konkurrenz aus Nicht-EWG-Ländern ("Drittländer") geschützt werden. Metho-
disch gesehen handelt es sich dabei um eine Kosten-Nutzen-Analyse, die freilich
mehr auf die Kosten als auf den Nutzen dieser Maßnahmen abstellt, weil der Nut-
zen nur schwer meßbar ist und auch nicht von besonderem Gewicht sein dürfte,
wenn man einen gesamtwirtschaftlichen Maßstab anlegt. Im Bereich der Handels-
politik sind die Prinzipien der Klarheit und der Öffentlichkeit, wie sie etwa für die
staatliche Haushaltspolitik gelten, nur rudimentär vorhanden. Dies gilt nicht nur
für das gesamte Zollsystem, sondern insbesondere für die nicht-tarifären Handels-
hemmnisse. Im Falle der Zölle wird mit der Aufstellung eines Zolltarifs nicht
deutlich, welche Belastungen den Nachfragern daraus effektiv erwachsen. Was die
nicht-tarifären Handelshemmnisse anlangt, so ist deren Regelung äußerst kompli-
ziert und im Falle von Kontingenten inhaltlich auch wenig spezifiziert
1 . Eine Ko-
stenanalyse der handelspolitischen Maßnahmen kann die anonyme Bevorzugung be-
stimmter Industriezweige aufdecken und die Transparenz für die Handelspolitik
verbessern.
I. Zur Messung der volkswirtschaftlichen Kosten von Handelshemmnissen
Handelshemmnisse beeinflussen Niveau und Struktur des heimischen Verbrauchs
und der Produktion. Verglichen mit einer Freihandels Situation, führen sie zu einer
Fehlallokation von Ressourcen. Zu diesen Auswirkungen gehören "statische" Effek-
te, wie Allokationsverzerrungenund die Umverteilung von Einkommen zwischen
Konsumenten, Produzenten und Staat, und "dynamische" Effekte, wie die Änderung
der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate. Die empirische Messung der Protek-
tionskosten wird hier mit Hilfe des Konzepts der Konsumenten- und Produzenten-
rente vorgenommen. Dieses partialanalytische Konzept erfaßt den gesamten Ver-
lust, der den Verbrauchern aufgrund höherer Preise und geringerer Versorgung
entsteht
2; von diesem gesamten Verlust werden die Einkommensübertragungen
Vgl. J.B. Donges, G. Fels, A.D. Neu u.a., Protektion und Branchenstruktur
der westdeutschen Wirtschaft. (Kieler Studien, 123.) Tübingen 1973. S. 48 ff. Zur
mangelnden inhaltlichen Spezifizierung der Ausschreibungen vgl. insbesondere S. 56.
Ein Handelshemmnis vermindert die importierte Menge und erhöht damit ihren Preis
(sofern die heimische Nachfrage nicht völlig elastisch ist). Die Inlandsproduzenten
substitutiver Güter sind dann in der Lage, den entstandenen PreiserhöhungsSpielraum
, auszunutzen und ihre Produktion zu erhöhen. Im Regelfall ersetzt die zusätzliche In-
: landsproduktion jedoch nicht vollständig die ausgefallenen Importe. Das heißt: Die
; mengenmäßige Versorgung wird im Inland bei gleichzeitigen Preiserhöhungen sinken.(Transfers) von den Konsumenten zu Produzenten und Staat abgezogen
1 . Das Resi-
duum ergibt dann die gesamten volkswirtschaftlichen Kosten der Protektion.






















= Änderung der Produzentenrente
! + K2 + Z + T = Änderung der Konsumentenrente
Diese Transfers sind im allgemeinen nicht wohlfahrtsneutral, weil sie die Einkom-
mensverteilung verändern. Da aber eine allgemein akzeptierte Verteilungsnorm
nicht existiert, können die Wohlfahrtseffekte dieser Redistribution nicht bewertet
werden. Aber selbst wenn die Einkommensumverteilung die Wohlfahrt nicht beein-
flußt, so dürfte doch ein Teil des Transfers von Konsumenten zu Produzenten in ge-
samtwirtschaftlich unproduktiven Lobby-Aktivitäten investiert werden: "The problem
with income transfers is not that they directly inflict welfare losses, but that they
lead people to employ resources in attempting to obtain (or prevent) such transfers. "
Vgl. G. Tullock, The Welfare Costs of Tariffs, Monopolies and Theft. "The
Western Economic Journal", Salt Lake City, Vol 5 (1966/1967), S. 231.3. Die Meßvorschriften zur Ermittlung der volkswirtschaftlichen Kosten sind vielfach
dargestellt worden
1 und sollen hier nur kurz wiederholt werden. Das Schaubild
zeigt das partialanalytische Modell zur Messung der volkswirtschaftlichen Kosten
von Importbarrieren. NN ist die Nachfragekurve eines Gutes in der Bundesrepu-
plik, und AA ist die Angebotskurve heimischer Produzenten; ausländische Anbie-
ter sind bereit, zum Preise P. jede gewünschte Menge des Gutes anzubieten. Bei
Freihandel wird zum Preis P. die Menge X* nachgefragt; davon wird X' - X. im-
portiert und X im Inland hergestellt. Wird ein Zoll in Höhe von t erhoben, so
sinkt die nachgefragte Menge auf X'; die heimische Produktion steigt auf X und
die Importe sinken auf X' - X . Die Konsumentenrente - die Fläche unter der Nach-
fragekurve und über P - wird durch den Zoll um die Fläche P DEP. verringert.
Dieser Wohlfahrtsverlust ist jedoch größer als der Verlust für die Volkswirtschaft
insgesamt. Denn ein Teil des Verlustes der Konsumenten erhöht das Einkommen
anderer Inländer. So erhält der Staat Zolleinnahmen, deren Ausmaß die Fläche Z
kennzeichnet (Importe, multipliziert mit der Preisdifferenz); ein weiterer Teil
des Konsumentenverlustes kommt den heimischen Produzenten zugute, deren Ein-
kommen der Fläche T entsprechend steigt. Diese Umverteilung von Einkommen
wird als wohlfahrtsneutral angesehen. So bleiben als nicht verteilbarer Rest die
Flächen K und K übrig. Sie stellen die "Konsumtions-" (K ) und "Produktions-
kosten" (K ) der Protektion dar. Zur quantitativen Ermittlung der beschriebenen
Flächeninhalte werden folgende Formeln benutzt
2:
Für die Konsumtionskosten (K..)
- 2 -
(1) K = 0, 5 t n X' t : relative Preisänderung, bezogen auf den Aus-
gangspreis Pt
n : Nachfrageelastizität im relevanten Bereich
X' : nachgefragte Menge im Ausgangszustand
X
Für die Produktionskosten (K )
-2
(2) K = 0, 5t e X e : Angebotselastizität im relevanten Bereich
it t
X : von heimischen Produzenten angebotene Menge
im Ausgangszustand
1 Vgl. H.G. Johnson, The Cost of Protection and the Scientific Tariff. "The Jour-
nal of Political Economy", Chicago, 111., Vol. 68 (1960), S. 327 ff. -St.P. Magee,
vThe Welfare Effects. of Restrictions on U.S. Trade. "Brookings Papers on Economic
Activity", Washington, D.C., 1972, S. 645 ff.
2 Vgl. hierzu Johnson, The Cost of Protection, a.a.O., S. 331.Die Höhe des Transfers von den Konsumenten zu den Produzenten (die Fläche T
im Schaubild) ergibt sich aus
(3) T = tX (1 - 0,5 te)
Der Transfer von den Konsumenten zum Staat beträgt
Z = t • (X't - Xt)
wenn die Importe plus Zolleinnahmen betrachtet werden. Da die Einfuhren jedoch
ohne Zoll bekannt sind, ist
(3' ) Z = t • M t : Nominalzoll
M : Einfuhren
Der Beschäftigungseffekt (dB) schließlich errechnet sich nach
(4) dB = teB B : Zahl der Beschäftigten
sofern marginale und durchschnittliche Arbeitsproduktivität die gleiche Höhe ha-
ben. Ist die marginale Arbeitsproduktivität beispielsweise um ein Drittel geringer
als die durchschnittliche, erhöht sich der Beschäftigungseffekt entsprechend um
50 vH.
4. Es braucht nicht besonders betont zu werden, daß dieser partialanalytische Ansatz
auf einer Reihe restriktiver Annahmen beruht. Es wird davon ausgegangen, daß die
Handelshemmnisse zugunsten einer Branche das Angebot und die Nachfrage anderer
Branchen nicht beeinflussen; die Nachfragekurve wird als Kurve konstanten Nutzens
1
interpretiert; Handelshemmnisse verändern nicht die Terms of Trade ("Kleines
Land"-Annahme).
Die Meßvorschriften (1) bis (4) machen deutlich, daß die Höhe der volkswirt-
schaftlichen Kosten sowie der Transfer- und Beschäftigungseffekte von Handels-
hemmnissen unter anderem linear von der Höhe der Preiselastizitäten der Nach-
frage und des Angebots abhängen. In dieser Untersuchung wird von zwei alterna-
tiven Elastizitäten ausgegangen. Zum einen wird unterstellt, daß die Preiselasti-
zität der Nachfrage in allen untersuchten Bereichen - 0, 25 und die Preiselastizi-
tät des Angebots + 0, 5 beträgt
 2 . In dem alternativen Ansatz werden die Elastizi-
täten aus den Preiselastizitäten der Importnachfrage abgeleitet
3 . Tabelle 1 gibt
Die hier gemessene Änderung der Konsumentenrente gibt an, in welchem Maße die
Wohlfahrt der Konsumenten durch den Zoll verändert wird. Im Falle einer Handels-
liberalisierung müßten die Konsumenten also auf eine Geldmenge in Höhe der Kon-
sumentenrente verzichten können, ohne daß sich ihre Wohlfahrt gegenüber dem Aus-
gangszustand vermindert.
Diese Elastizitäten entsprechen denen, die in einer ähnlichen Untersuchung für die
Vereinigten Staaten unterstellt wurden. Vgl. Magee, a.a.O., S. 665.
Es handelt sich hier um "kurzfristige" Preiselastizitäten, die angeben, welche Men-
genänderungen der Nachfrage aufgrund von Preisänderungen innerhalb eines Jahres
zu erwarten sind.die mit Hilfe von Zweifachregressionen ermittelten Preiselastizitäten der Import-
nachfrage für die Branchen der westdeutschen Industrie wieder. Zusätzlich wer-
den auch die entsprechenden'Einkommenselastizitäten angegeben. Den Regressio-
nen lagen für jede Branche drei Funktionstypen zugrunde, von denen in Tabelle 1
jeweils die mit dem höchsten Erklärungswert ausgewiesen ist.
Im großen und ganzen sind die Ergebnisse der Regressionsanalyse als plausibel
anzusehen. Nur die Drittländer-Einfuhr von Produkten der Mineralölverarbeitung
ist offensichtlich weder durch ihre relativen Preise noch durch die Einkommens-
entwicklung in der Bundesrepublik zu erklären; vermutlich würde ein modifizier-
ter Ansatz, in dem auch die Preise substitutiver heimischer Energieträger berück-
sichtigt würden, zu besseren Ergebnissen führen. Wenig plausibel erscheint auf
den ersten Blick auch das positive Vorzeichen der Preiselastizität der Einfuhren
von feinkeramischen Erzeugnissen
1 .
Aus den Preiselastizitäten der Importnachfrage wurde die Preiselastizität der ge-
samten Inlandsnachfrage nach heimischen und importierten Gütern abgeleitet. Es
ist unmittelbar einleuchtend, daß diese Elastizität erheblich unter derjenigen der
Importnachfrage liegen muß, da hier die Möglichkeit der Substitution zwischen In-
lands- und Auslandsproduktion ausgeschlossen wird. Was die Preiselastizität des
heimischen Angebots einer Branche (e^) anlangt, so wurde angenommen, daß sie
absolut doppelt so groß ist wie die Preiselastizität der gesamten Inlandsnachfrage;
sie wurde nach folgender Formel ermittelt:






^ _ j 5 L N. : Gesamte Nachfrage nach Gut i in der
M^ Bundesrepublik
M. : Importe des Gutes i in die Bundesrepu-
1 blik
Um auch die Fälle zu erfassen, in denen die Schätzergebnisse für die Importnach-
frage nicht hinreichend signifikant oder unplausibel waren, wurden folgende Annah-
men gemacht: (1) Die Preiselastizität der gesamten Inlandsnachfrage ist in keiner
Branche größer als - 0, 05; ( 2) wenn die Preiselastizität der Importnachfrage nach
den Produkten einer Branche bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 10 vH nicht
signifikant ist, wird die Preiselastizität des nächsthöheren Aggregats angesetzt.
Erklärungen für diese Phänomen könnten sein: (1) Die Einfuhr einer Reihe von fein-
keramischen Produkten war im BeobachtungsZeitraum kontingentiert; diese Kontin-
gente wurden zunehmend aufgestockt. Von daher ist es möglich, daß auch bei relativ
steigenden Preisen die mengenmäßige Nachfrage zunahm. ( 2) Bei zahlreichen fein-
keramischen Erzeugnissen von hoher Qualität ist es möglich, daß die Nachfrager ei-
nen Nutzen in hohen Preisen sehen: Je höher der Preis ist, desto begehrter wird das
Produkt. (3) Sind die feinkeramischen Produkte von sehr geringer Qualität, wird bei
steigendem Wohlstand die mengenmäßige Nachfrage auch dann sinken, wenn die Preise

































































































0, 02* lnx +
0,03) ( +


























































































































































Feinmechanik, Optik (ohne Uhren)


































y: reale Importe der jeweiligen Branche; x : relative


































































































- 0,75* lnx + 3,50








Einfuhrpreise der jeweiligen Branche; x :









































































reales Bruttoinlandsprodukt der Bundesrepublik. - '



















Quelle: Eigene Berechnungen.II. Der empirische Befund
Die tarifäre Protektion
6. Die volkswirtschaftlichen Kosten der Zölle der Bundesrepublik Deutschland
zeigen die Spalten 4 bis 6 der Tabelle 2
1 . Zunächst fällt auf, daß
- die Konsumtions- und Produktionskosten der Industrie insgesamt bzw. der
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie sowie der Verbrauchsgüterindu-
strie niedriger sind als die Summe der Kosten in den dazugehörenden Indu-
striezweigen;
- das gesamte Ausmaß der volkswirtschaftlichen Kosten der Zollprotektion im
Jahre 1972 mit 262 Mill. DM für die gesamte Industrie bzw. mit 289, 8 Mill. DM
für die Summe der einzelnen Industriezweige überraschend gering ist;
- die absolut höchsten volkswirtschaftlichen Kosten in den Grundstoff- und Pro-
duktionsgüterindustrien anfallen, gemessen in vom Hundert der jeweiligen
Gesamtnachfrage jedoch geringer als in der Verbrauchsgüterindustrie sind;
- unter dem Kostenaspekt der Schwerpunkt der Protektion, gemessen an der
Nachfrage nach den Produkten einzelner Branchen, in den Verbrauchsgüter-
industrien zu suchen ist.
7. Daß die für die Industrie insgesamt ermittelten volkswirtschaftlichen Kosten
der Zollprotektipn der Bundesrepublik niedriger sind als die Summe der "in-
dividuellen" volkswirtschaftlichen Kosten der Industriezweige, kann nicht über-
raschen, da für jede Branche wie auch für die gesamte Industrie die Auswirkun-
gen des Zollschutzes getrennt berechnet wurden (Ziffer 4). Außerdem kann ver-
mutet werden, daß die Preiselastizitäten der Nachfrage wie auch des Angebots
mit zunehmender Disaggregation steigen, da die Substitutionsmöglichkeiten der
Konsumtion (auf der Produktionsseite: des Faktoreinsatzes) zunehmen. Zum
Beispiel wird die Preiselastizität der Nachfrage nach Volkswagen größer sein
als diejenige der Nachfrage nach Automobilen insgesamt, da der Nachfrager
vom Volkswagen auf andere Fabrikate ausweichen kann.
8. In vom Hundert der gesamten Nachfrage
2 machten die volkswirtschaftlichen
Kosten der Industriezölle der Bundesrepublik nur 0, 063 vH aus (die Summe der
Einzelkosten: 0, 069 vH).- Gemessen an den Zolleinnahmen für Einfuhren von
Bei diesen Berechnungen wurden die Zollpräferenzen für Entwicklungsländer
nicht berücksichtigt. Sie machten im Jahre 1972 einschließlich der Einfuhren
nichtindustrieller Erzeugnisse rund 5, 6 vH der verzollten Einfuhren aus. Vgl.
Statistisches Bundesamt (Wiesbaden), Fachserie G, Außenhandel, Reihe 2, Spe-
zialhandel nach Waren und Ländern, Ergänzungsheft 1972, Stuttgart, Mainz, S. 135.
Als Nachfrage wird die gesamte Produktion der Bundesrepublik bezeichnet, abzüg-
lich der Exporte und zuzüglich der Einfuhren aus Drittländern.Tabelle 2 - Preiselastizitäten des Angebots und der Nachfrage nach industriellen Erzeugnissen und volkswirtschaft-
















































































































































































































































































Industriewaren - die im Jahre 1972 etwa die Höhe von 2,1 Mrd. DM hatten -, ist
die relative Bedeutungslosigkeit der volkswirtschaftlichen Kosten noch augenfälli-
ger: Sie betragen nur 12, 4 vH (13, 8 vH) der Zolleinnahmen.
Dieses Ergebnis entspricht nicht den von Magee für die Vereinigten Staaten gefun-
denen Werten. Bei Magee beträgt der Anteil der (kurzfristigen) volkswirtschaftli-
chen Kosten ungefähr 0,16 vH der gesamten Nachfrage
1 . Das liegt jedoch in erster
Linie an den vergleichsweise hohen Elastizitäten in der Untersuchung von Magee.
Legt man, wie Magee, eine Preiselastizität der Nachfrage von - 0, 25 und eine Preis-
elastizität des Angebots von + 0, 5 zugrunde, so haben die volkswirtschaftlichen Ko-
sten der Zölle in der Bundesrepublik für die Industrie insgesamt eine Höhe von
728 Mill. DM oder 0,174 vH der gesamten Nachfrage. Dies entspricht ziemlich ge-
nau dem Anteil, den Magee ermittelte.
Hinzu kommt, daß bei den Berechnungen davon ausgegangen wurde, daß die gesamte
industrielle Produktion der Bundesrepublik Importsubstitute produziert. Das ist auf
lange Sicht sicherlich realistisch. Kurzfristig dürfte der Warenkorb der Einfuhren
von dem der heimischen Produktion zumindest teilweise abweichen. Es ist durch-
aus möglich, daß die volkswirtschaftlichen Kosten höher ausfallen, wenn man die
Substitutionalitätsannahme aufgibt (vgl. auch Ziffer 11).
9. Die Branchen, in denen die Zollprotektion dem absoluten Betrage nach am "teuer-
sten" ist, sind
- die Chemische Industrie mit 68, 69 Mill. DM,
- die Eisenschaffende Industrie mit 27, 32 Mill. DM,
- der Fahrzeugbau mit 26, 50 Mill. DM,
- die Bekleidungsindustrie mit 21, 86 Mill. DM und
- die Textilindustrie mit 17 Mill. DM.
Die Ursachen für diese Kostenstruktur sind in ungewöhnlich hohen Einfuhrzöllen zu
sehen (in der Bekleidungsindustrie und der Chemischen Industrie), in einer hohen
Preiselastizität der Nachfrage und des Angebots (wie in der Eisenschaffenden Indu-
strie) und in den Volumina von Nachfrage und Angebot. Für den Konsumenten wäre
es- also am günstigsten, wenn in diesen Bereichen die Zölle zuerst abgebaut würden.
Geht man von dem Standpunkt aus, daß ein Zollabbau in jenen Bereichen vordring-
lich sei, in denen die volkswirtschaftlichen Kosten den höchsten Anteil an der effek-
tiven Nachfrage ausmachen, so sind als am meisten begünstigte Branchen zu nennen
- die Ledererzeugung,
- die Chemische Industrie,
- die Kunststoffverarbeitung,
- die Schuhproduktion und
- die Bekleidungsindustrie.
Magee, a.a.O. , S. 665.11
Als "harter Kern", der nach beiden Kriterien zu den "teuersten" Branchen
zählt, bleiben damit die Chemische Industrie und die Bekleidungsindustrie.
10. Um einen Eindruck davon zu erhalten, welche Höhe die volkswirtschaftlichen Ko-
sten unter der Alternativannahme einer konstanten und höheren Preiselastizität
haben, zeigt Tabelle 3 die Konsumtions- und Produktionskosten bei einer Preis-
elastizität der Nachfrage von - 0, 25 in allen Bereichen und einer des Angebots
von + 0, 5. Unter diesen Bedingungen steigen die Produktionskosten für die Indu- -
strie insgesamt auf 466 Mill. DM und die Konsumtionskosten auf 262 Mill. DM.
Die gesamten Kosten belaufen sich also auf 728 Mill. DM oder 0,174 vH der ge-
samten Nachfrage nach Industrieprodukten. Die Summe aus den einzelnen Indu-
striezweigen beträgt sogar 809 Mill. DM. Die Relationen zur Nachfrage stimmen
bei den erhöhten Elastizitäten ungefähr mit den von Magee für die amerikanische
Volkswirtschaft ermittelten Zahlen überein.
Was die Branchenstruktur der volkswirtschaftlichen Kosten anlangt, so sind wie-
der die Chemische Industrie, die Textil- und die Bekleidungsindustrie die Bran-
chen, deren Protektion das Budget der Nachfrage am stärksten belastet. Neu in
dieser Spitzengruppe ist allein der Bereich "Elektrotechnik". Vergleichsweise
hohe Belastungen für die Nachfrager, bezogen auf die Gesamtnachfrage, bringen
unter der Annahme einheitlicher Preiselastizitäten folgende Branchen:
- die Kunststoffverarbeitung,
- die Bekleidungsindustrie,
- die Papier- und Pappeverarbeitung,
- die Chemische Industrie und
- die Textilindustrie.
Damit stellt sich die Frage, ob die mit Hilfe abgeleiteter Elastizitäten ermittel-
ten volkswirtschaftlichen Kosten "richtig" sind oder diejenigen, die mit Hilfe kon-
stanter Elastizitäten ermittelt wurden. Für die ersteren spricht, daß die Elasti-
zitäten (1) aufgrund empirischer Daten über Preise und Mengen ermittelt wurden
und daß sie ( 2) zumindest innerhalb des vorgestellten Modells logisch konsistent
sind. Für die letzteren spricht, daß die Elastizitäten in manchen Fällen nach der
ersten Methode allzu niedrig angesetzt sein könnten. Insgesamt kann man wohl ver-
muten, daß die tatsächlichen volkswirtschaftlichen Kosten zwischen beiden Werten
liegen werden.
11. An dieser Stelle ist ein Hinweis auf die Auswirkungen der Substitutionalitätsan-
nahme angebracht. Unterstellt man, daß alle industriellen Einfuhren komplemen-
täre Importe sind, so sinken die geschätzten Kosten unter sonst gleichen Bedin-
gungen, da an die Stelle der Gesamtnachfrage nach den Produkten einer Branche
( = Inlandsproduktion abzüglich Exporte zuzüglich Importe) nur die Einfuhren als
multiplikativer Faktor treten. Rechnet man mit den in Tabelle 1 angeführten Im-
portelastizitäten, so erhöhen sich andererseits die gesamtwirtschaftlichen Ko-
sten, da diese Elastizitäten zum Teil erheblich über denjenigen liegen, die oben
verwendet wurden. Insgesamt gesehen, dürften auch bei Annahme von komple-
mentären Importen die volkswirtschaftlichen Kosten nur unerheblich von den oben
ermittelten Kosten abweichen.12
Tabelle 3 - Volkswirtschaftliche Kosten der Industriezölle der Bundesrepublik Deutschland bei einheit-
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Quelle: Eigene Berechnungen.12. Welches Ausmaß der Einkommenstransfer von den Nachfragern zum Staat und zu
den Produzenten aufgrund der im Jahre 1972 bestehenden Zölle hatte, zeigt Ta-
belle 4
1 . Sowohl die Einkommensübertragung an den Staat wie auch die an die
Produzenten überstieg um ein Vielfaches die volkswirtschaftlichen Kosten. Die
—\? Produzenten erzielten protektionsbedingte Renten zwischen 9 Mill. DM (Bergbau)
und 3, 7 Mrd. DM (Chemische Industrie). Bezogen auf den gesamten Inlandsum-
satz der jeweiligen Branchen, lagen die zusätzlichen Einkommen zwischen 0, 1 vH
(Bergbau) und 12, 4 vH (Kunststoffverarbeitung). An diesen Umsatzanteilen ge-




- die Papier- und Pappeverarbeitung,
- die Chemische Industrie und
- die Textilindustrie.
An diesem Bild ändert sich auch dann nichts, wenn man von einer in allen Berei-
chen gleichen Angebots-Preiselastizität von + 0, 5 ausgeht (Spalten 4 und 5). Ins-
gesamt läßt sich festhalten, daß die Einkommensumverteilung in den Verbrauchs-
güterindustrien erheblich höher war als in den übrigen Bereichen.
13. Der Transfer von den Nachfragern an den Staat (Tabelle 4, Spalten 6 und 7) liegt
zwischen 0, 05 vH (Bergbau) und 3,05 vH (Zellstoff-, Papier- und Pappeerzeu-
gung) der jeweiligen Gesamtnachfrage bzw. zwischen 1,1 Mill. DM (NE-Metall-
gießerei) und 423, 6 Mill. DM (Chemische Industrie).
Die Zolleinnahmen insgesamt, auf die der Staat bei Abschaffung aller Industrie-
zölle verzichten müßte, belaufen sich hiernach auf gut 3, 3 Mrd. DM. Diese hohe
Zahl überrascht auf den ersten Blick; denn die Einnahmen aus Wertzöllen auf
Industrieprodukte lagen im Jahre 1972 bei nur ungefähr
3 2, 1 Mrd. DM. Dies ist
1 Es sei noch einmal darauf hingewiesen, daß die Einkommenstransfers als wohl-
/ fahrtsneutral angesehen werden, auf das Ausmaß der volkswirtschaftlichen Kosten
also ohne Einfluß sind.
2 Als Nachfrager nach den Produkten einer Branche treten natürlich nicht nur Kon-
sumenten - also Endnachfrager - auf, sondern auch Unternehmen der gleichen oder
anderer Branchen, die Vorleistungsprodukte nachfragen (intermediäre Nachfrage).
In diesen Fällen findet also eine intersektorale Umverteilung innerhalb der Produ-
zenten statt, die für einzelne Industriezweige zu einem per Saldo negativen Transfer
führen dürfte. Die in Tabelle 4 dargestellten Transfers stellen nur den primären
Umverteilungseffekt dar, der entsteht, wenn nur im jeweiligen Industriezweig ein
Zoll in der genannten Höhe bestände (oder: Wenn nur in dem einzelnen Industrie-
zweig der Zoll abgebaut würde, entstände eine Einkommensminderung in Höhe des
genannten Transfers).
3 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes betrugen die gesamten Einnahmen aus
Wertzöllen im Jahre 1972 knapp 2, 9 Mrd. DM. Um einen groben Vergleich mit den
hier ermittelten Zolleinnahmen zu ermöglichen, wurden davon die Zolleinnahmen
der Abschnitte I (lebende Tiere und Waren tierischen Ursprungs), II (Waren pflanz-
lichen Ursprungs), III (tierische und pflanzliche Fette und Öle etc. ) und IV (Waren
der Lebensmittelindustrie etc. ) des Zolltarifs abgezogen. Es ist zu vermuten, daß14


























































































































































































































































































darauf zurückzuführen, daß die hier benutzten Zollsätze durch eine Gewichtung
mit Bruttoproduktions werten ermittelt wurden, die offiziellen Zollsollerträge je-
doch das Produkt aus den Einzelzöllen und den bei diesen Zöllen getätigten Ein-
fuhren sind. Daraus ergibt sich ein interessanter Aspekt: Wenn, gemessen an
der Produktions Struktur der Bundesrepublik Deutschland, die Nominalzölle offen-
sichtlich über den mit der Importstruktur gewogenen Zöllen liegen, dann bedeutet
dies, daß die heimischen Nachfrager bezüglich hoch verzollter Einfuhren "Kon-
sumverzicht" leisten; wenn sie ihren Warenkorb aufgrund der Zollmaßnahmen um-
strukturieren, so ist dies ebenfalls eine Form des Konsumverzichts. Die hypothe-
tischen Zolleinnahmen, die in Tabelle 4 ausgewiesen sind, setzen sich also aus
zwei Teilen zusammen, aus dem tatsächlichen Transfer von den Nachfragern an
den Staat und aus einem versteckten Transfer in Höhe der Differenz zwischen den
ausgewiesenen hypothetischen Zolleinnahmen und den tatsächlichen Übertragun-
gen an den Staat. Dieser versteckte Transfer kommt weder dem Staat zugute noch
den Nachfragern (die ihn zahlen), sondern den Produzenten und dürfte daher - ähn-
lich wie die Raten der effektiven Zollprotektion - ein Indiz für mögliche Verzerrun-
gen der Produktionsstruktur sein
1 .
Die hypothetischen Zolleinnahmen sind, bezogen auf die Nachfrage nach den Pro-
dukten der jeweiligen Branche, besonders hoch in den Bereichen
- Zellstoff-, Papier- und Pappeerzeugung,




Bis auf Metallhalbzeug sind alle diese Industriezweige als relativ klein zu bezeich-
nen. Ihre Anteile an der gesamten Nachfrage nach Industrieprodukten liegen zwi-
schen 0, 2 vH (Ledererzeugung) und 1, 7 vH (Zellstoff-, Papier- und Pappeerzeu-
gung) . Zum Vergleich: Der durchschnittliche Anteil aller 31 Branchen wäre gut
3, 2 vH.
14. Führt der Abbau von Zöllen im Zuge steigender Einfuhren zu einer Einschränkung
der heimischen Produktion, so werden Arbeitskräfte freigesetzt. Dies mag ge-
schehen, weil Betriebe, die nur aufgrund des Zollschutzes existenzfähig waren,
ihre Produktion ganz einstellen müssen oder weil die Betriebe jenen Teil ihrer
Produktion einstellen, der nach einem Zollabbau nicht mehr lohnt. Welches Ausmaß
auch der dann übrigbleibende Teil zu hohe Zolleinnahmen auf Industrieprodukte aus-
weist, da in diesem Teil noch zahlreiche agrarische Produkte aufgeführt sind. Bei-
de Schätzungen der Zolleinnahmen sind darüber hinaus jedoch insofern vergleichbar,
als sie die Einnahmeverluste aufgrund der Zollpräferenzregelungen nicht berücksich-
tigen. Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie G, Reihe 2, Spezialhandel nach Wa-
ren und Ländern, Ergänzungsheft, S. 135 ff.
Für eine grundsätzliche Erörterung der Probleme impliziter Transfers vgl. auch:
S. Nehring and F. Weiss, Domestic Price Distortions and Implicit International
Transfers. Preliminary Draft. Augsburg, New York 1973.16
die protektionsbedingte Beschäftigung in der Bundesrepublik im Jahre 1972 hatte, (-•
soll anhand zweier alternativer Annahmen ermittelt werden. Nach der ersten An-
nahme ist das Grenzprodukt je Beschäftigten gleich dem Durchschnittsprodukt
je Beschäftigten der jeweiligen Branche; in einer Alternativrechnung wird ange-
nommen, daß das Grenzprodukt der ausscheidenden Arbeitnehmer um ein Drittel
unter dem Durchschnittsprodukt der Branche liegt
1 .
15. Die in Tabelle 5 ausgewiesenen Beschäftigteneffekte wurden dementsprechend für
vier Alternativen ermittelt, und zwar für zwei verschiedene Annahmen über die
^-- Preiselastizität des Angebots und zwei unterschiedliche Produktivitätsannahmen
2.
Legt man die abgeleiteten Preiselastizitäten des Angebots zugrunde, so liegen die
Beschäftigungseffekte eines Zollabbaus nach Alternative 1 zwischen 0, 02 vH der
Beschäftigten des Jahres 1972 im Bergbau und 5, 52 vH in der Ledererzeugenden
Industrie (Spalte 4). In der Mehrzahl der übrigen Bereiche überschreitet dieser
Zolleffekt kaum 2 vH. Realistischer scheint es jedoch zu sein, von einer geringe-
ren marginalen Arbeitsproduktivität auszugehen (Spalten 5 und 6). Die Zahl der
Beschäftigten in der gesamten Industrie sinkt dann um gut 140 Tausend, vergli-
chen mit 94 Tausend der ersten Alternative.
Der Freisetzungseffekt wird besonders hoch sein (Spalte 5) in
- der Chemischen Industrie (21 240),
- der Eisenschaffenden Industrie (17 100) und
- im Maschinen- und Fahrzeugbau (16 964 bzw. 15 882) .
Gemessen als Anteil der tatsächlichen Faktorabsorption im Jahre 1972, wird die
branchenspezifische Arbeitslosenquote am höchsten in der Ledererzeugung, der
Eisenschaffenden Industrie und der Schuhindustrie sein; alle drei sind Bereiche,
die überdurchschnittlich rohstoff- bzw. arbeitsintensiv produzieren. Vergleicht
man diese Ergebnisse mit den Berechnungen von Fels und Hörn
3, so läßt sich
- trotz völlig unterschiedlicher Methoden - eine gewisse Übereinstimmung fest-
stellen. Nach Fels und Hörn werden im Zuge der Integration der Entwicklungslän-
der in den gesamten siebziger Jahren zwischen 200 000 und 500 000 Arbeitskräfte
in der Bundesrepublik freigesetzt, d.h. gut doppelt so viele, wie hier ermittelt
wurden. Dies dürfte daran liegen, daß hier aussschließlich die Beschäftigten-
effekte eines Zollabbaus analysiert werden; gerade gegenüber Entwicklungs-
1 Vgl. auch G. Fels und E.-J. Hörn, Der Wandel der Industriestruktur im Zuge der .
weltwirtschaftlichen Integration der Entwicklungsländer. "Die Weltwirtschaft", Tübin-
gen, 1972, H. 1, S. 124 ff.
2 Von Kosten des Arbeitsplatzwechsels wird hier abgesehen. Sie können dann entstehen,
wenn die Suche eines neuen Arbeitsplatzes beim Arbeitsuchenden zu einem Verdienst-
ausfall führt. In einer vollbeschäftigten Wirtschaft wie der der Bundesrepublik Deutsch-
land dürfte dies jedoch in der Mehrzahl der Fälle nicht zutreffen. Ein Ausscheiden aus
der alten Beschäftigung erfolgt hier in der Regel erst dann, wenn dem Arbeitsuchen-
den ein neuer Arbeitsplatz sicher ist.
3 Fels undHorn, a.a.O., S. 125.17
ländern besteht jedoch eine ganze Anzahl weiterer, nicht-tarifärer Handels-
hemmnisse
1 .
16. Erheblich höher fallen die Beschäftigteneffekte der Zollprotektion aus, wenn man
in allen Bereichen von einer Preiselastizität des Angebots von + 0, 5 ausgeht. Dann
würde ein völliger Abbau der Zölle 3, 4 vH (Alternative 1) bzw. 5, 1 vH der in der
Industrie Beschäftigten freisetzen. Dieser Effekt wäre am stärksten ausgeprägt
- in der Kunststoffverarbeitung,
- in der Bekleidungsindustrie,
- in der Papier- und Pappeverarbeitung sowie
- in der Chemischen Industrie und der Textilindustrie.
Auch hier sind es in erster Linie die arbeits- und rohstoffintensiv produzierenden
Bereiche, für die der Freihandel größere Anpassungsprobleme mit sich bringt.
Insgesamt sind es vor allem die Verbrauchsgüterindustrien, die mit Beschäfti-
gungsrückgängen zu rechnen haben.
17./Von einer Reallokation der Arbeitskräfte sind im allgemeinen positive Auswirkun-
•~p' gen auf Produktivitätsniveau und Produktivitätsfortschritte in einer Volkswirtschaft
zu erwarten. Das Produktivitätsniveau wird stets dann steigen, wenn die Ausbrin-
gung je Beschäftigten in der neuen Verwendungsart größer ist als vorher; die Pro-
duktivitätszuwächse und damit das reale Wachstum der Volkswirtschaft werden eben-
falls größer sein, wenn Arbeitskräfte aus relativ schrumpfenden Branchen in Wachs-
tumsbereiche abwandern. Hinzu kommt außerdem, daß ein Mehr an Freihandel auch
mehr Wettbewerb aus dem Ausland bedeutet; dieser Wettbewerb schafft einen wich-
tigen Anreiz zu erhöhten Produktivitätsfortschritten.
Diese positiven Effekte zunehmender Liberalisierung quantitativ zu erfassen, ist
deshalb sehr problematisch, weil über die Auswirkungen einer höheren Wettbe-
werbsintensität allenfalls Vermutungen angestellt werden können. Daher soll nur
überschlägig auf die Produktivitätseffekte der Reallokation von Arbeitskräften einge-
gangen werden. Unterstellt man, daß
- nach Alternative 2 bei unterschiedlichen Angebotselastizitäten 140 278 Arbeitskräfte
ihren Arbeitsplatz wechseln, wenn die Zölle vollständig abgebaut werden (Tabelle 5,
Spalte 5),
- die Arbeitskräfte eine neue Beschäftigung in der Industrie finden und daß
- das Produktivitätsniveau am neuen Arbeitsplatz gerade dem Durchschnitt der ge-
samten Industrie entsprechen wird (wogegen in der vorherigen Verwendungsart
das Grenzprodukt um ein Drittel unter dem branchenspezifischen Durchschnitts-
produkt lag),
1 Vgl. auch Donges, Fels, Neu u.a. , a.a.O., -A.D. Neu, Tarifäre und nicht-
tarifäre Handelshemmnisse der Bundesrepublik Deutschland gegenüber Einfuhren aus


















































































































































































































































































































































































^Vgl. Tabelle 2, Spalte 3. - e = + 0, 5. -
 C Alternative 1: Die marginale Arbeitsproduktivität ist gleich der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität. -














Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie D, Industrie und Handwerk, Reihe 1, Betriebe und Unternehmen der Industrie, I. Betriebe, Beschäftigung und Umsatz,
Brennstoff- und Energieversorgung, Stuttgart, Mainz, 1972. -
Eigene Berechnungen.20
so ergibt sich für das Jahr 1972 eine zusätzliche Inlandsproduktion von
2, 283 Mrd. DM
1 . Bezogen auf die tatsächliche Produktion des Jahres 1972 für
den Inlandsabsatz sind das rund 0, 6 vH.
Selbst wenn man annimmt, daß die Auswirkungen der Faktorwanderungen auf
den jährlichen Produktivitätsfortschritt deutlich unter dem oben dargestellten
Niveaueffekt liegen, so dürften die Wachstumseffekte auf lange Sicht jedoch
bedeutsamer sein. Denn der Niveaueffekt beschreibt einen einmaligen Vorgang,
während im zweiten Fall permanente positive Effekte auf die volkswirtschaft-
lichen Zuwachsraten zu erwarten sind.
18. Geht man davon aus, daß kein völliger Abbau der Industriezölle vorgenommen
wird, sondern nur relativ kleine Zolländerungen stattfinden, so lassen sich die
Auswirkungen dieser Zolländerungen auf die volkswirtschaftlichen Kosten, die
Transfers an Produzenten und Staat und auf die Beschäftigung durch die entspre-
chenden Elastizitäten ausdrücken. Da die Grenzkosten der Zollprotektion, bezo-
gen auf die relativen Preisänderungen aufgrund von Zolländerungen, im Falle
der Konsumtionskosten die Höhe t. n . X
1 und im Falle der Produktionskosten
ii ti
die Höhe t. e. X haben (Ziffer 3), ergibt sich für die Elastizitäten beider
Kostenarten (8 ,- , bzw. 6 ,- ) K.. . lt. K /t. li I 2r I
li
Das heißt: Führen Zollsenkungen zu einer Preissenkung von 1 vH, so sinken
die Produktions- wie auch die Konsumtionskosten um 2 vH.
Es ist zu beachten, daß bei dieser Abschätzung der Produktivitätseffekte der Li-
beralisierung von dem im Schaubild ausgewiesenen Produktionsrückgang durch
den Zollabbau abgesehen wird. Beide Effekte, der Produktionsrückgang aufgrund
steigender Einfuhren und die Produktionsausweitung aufgrund höherer Arbeitspro-
duktivität können per Saldo eine unveränderte Gesamtproduktion der Industrie zur
Folge haben.21
Analog berechnen sich die Elastizitäten der Transfers an Produzenten
(«T ,- ) und Staat (<$z ,- ) als
i' i i i
2 - t.e.
1 l
und 6Z - = + 1
i' i
Der Transfer von den Konsumenten an die Produzenten steigt (sinkt) also im
Regelfalle um weniger als 1 vH, wenn die zollbedingte Preisänderung 1 vH be-
trägt, während die Staatseinnahmen sich um genau den gleichen Prozentsatz
ändern wie die Preise.
Die Zahl der von einer Zolländerung betroffenen Beschäftigten schließlich be-
stimmt sich aus
bzw. «B/- = fft
r I
wenn die marginale Arbeitsproduktivität der betroffenen Beschäftigten um ein
Drittel unter der Durchschnittsproduktivität liegt. In beiden Fällen ist die pro-
zentuale Beschäftigtenvariation erheblich geringer als die aufgrund von Zollän-
derungen zu erwartende Preisänderung. Legt man zum Beispiel die in Tabelle 2
angeführten Preiselastizitäten des Angebots zugrunde, so würde die Zahl der
Beschäftigten in der gesamten Industrie um 0, 01 - 0, 02 vH zurückgehen, wenn
die Zollprotektion um 1 vH vermindert wird. Die Branchenstruktur der Beschäf-
tigteneffekte entspricht dabei vollkommen der in Ziffer 15 f. dargestellten Struk-
tur.
Die nicht-tarifäre Protektion
19. Über die Zölle hinaus erhält ein Teil der industriellen Produktion in der Bun-
^ desrepublik Deutschland noch zusätzlichen Schutz gegenüber der Auslandskon-
/ kurrenz durch nicht-tarifäre Handelshemmnisse, wie Kontingente, Selbstbe-
^schränkungsabkommen und Subventionen
1 . Hier sollen die beiden Bereiche un-
tersucht werden, in denen mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen noch eine
wichtige Rolle spielen. Es sind der Steinkohlenbergbau und die Textil- und Be-
kleidungsindustrie.
Vgl. hierzu Don ge s , Fels, Neu u.a., a.a.O., S. 39 ff.22
Steinkohlenbergbau
20. Bei der Berechnung der volkswirtschaftlichen Kosten der mengenmäßigen Einfuhr-
regulierungen im Steinkohlenbergbau wird von den Zolläquivalenten dieser Maßnah-
men auszugehen sein. Sie wurden für die Jahre 1961 - 1969 berechnet
1 . Da es nicht
unerhebliche Probleme bereitet, diese Daten auch für das Jahr 1972 aufzubereiten,
wird beixder folgenden Berechnung von den für das Jahr 1969 vorliegenden Zahlen
ausgegangen. Sie sind in dem Fall als realistisch anzusehen, in dem die Ausfuhr-
- preise der wichtigsten Erzeugerländer sich nicht weiter von den deutschen Erzeu-
gerpreisen entfernt oder sich ihnen angenähert haben
2 .
Je nach Ursprungsland und Referenzland
3 lagen die Zolläquivalente der nicht-tari-
fären Schutzmaßnahmen im Steinkohlenbergbau - von den Subventionen abgesehen -
zwischen 9, 3 vH und 84,1 vH der Einfuhrpreise der Referenzländer. Einigermaßen
realistisch dürfte es sein, aus den sieben ausgewiesenen Daten das arithmetische
Mittel zu bilden. Dann ergibt sich für diesen Bereich ein Zoll äquivalent von 29, 3 vH.
Das entspricht in dem hier benutzten Modell einer Preissenkung von 22, 7 vH, falls
die Einfuhrbarrieren wegfallen.
Die Konsumtionskosten
 4 haben danach im Steinkohlenbergbau die Höhe von
17,62 Mill. DM, wenn man von einer Preiselastizität der Nachfrage von
- 0, 095 ausgeht. Das sind 0, 24 vH der gesamten Nachfrage. Bei der auch in den
vorangegangenen Berechnungen angestellten alternativen Berücksichtigung einer
Preiselastizität von - 0, 25 erhöhen sich die Konsumtionskosten auf 46,37 Mill. DM
oder 0, 64 vH des gesamten Inlandsverbrauchs im Jahre 1972.
Die Produktionskosten belaufen sich auf 3 2, 64 Mill. DM oder 0, 49 vH des Inlands-
angebots bei einer Angebots-Preiselastizität von 0,19 und auf 85, 89 Mill. DM bzw.
1, 28 vH des Inlandsangebots bei einer Elastizität von 0, 5. Sowohl im Falle der
Konsumtions- wie auch der Produktionskosten zeigt sich damit deutlich, daß die
Kontingente ein erheblich höheres Ausmaß an Verlusten für die Volkswirtschaft mit
sich bringen als die Zölle. Keine Branche erhielt, bezogen auf ihr Inlandsangebot
oder auf die Gesamtnachfrage nach ihren Produkten, eine derart kostspielige Zoll-
protektion. In Millionen DM betrachtet, ist nur das Ausmaß der bei chemischen
Erzeugnissen anfallenden Wohlfahrtsverluste ( 68, 69 Mill. DM) vergleichbar mit
den Verlusten, die die nicht-tarifäre Protektion des Bergbaus mit sich bringt (min-
destens 50, 26 Mill. DM).
1 Vgl. hierzu D on ge s , Fels, Neu u.a., a.a.O., S. 130.
2 Die Übernahme der Werte von 1969 ist schon deshalb mit einer gewissen Unsicherheit
behaftet, weil mit der Erweiterung der EWG ein wichtiger Anbieter - Großbritannien -
seit dem 1. Januar 1973 bei der außenwirtschaftlichen Absicherung nicht mehr wie ein
Nicht-EWG-Land behandelt werden kann.
3 Als Ursprungsland wird das Land bezeichnet, das Steinkohle exportiert (hier die Ver-
einigten Staaten, Polen und Großbritannien); Referenzland ist das Land, das Steinkohle
importiert (hier Belgien, Luxemburg, Niederlande und Italien) und dessen Einfuhrpreise
das Referenzsystem der Berechnung von Zolläquivalenten bilden.
4 Zugrundegelegt wurden hier die Produktions-, Handels- und Beschäftigtendaten der Koh-
lenindustrie; sie weichen nur unerheblich von den entsprechenden Werten des Steinkoh-
lenbergbaus ab.23
Der Einkommenstransfer an die Hersteller von Steinkohlen hat eine Höhe von
1, 49 Mrd. DM (e = 0,19) bzw. von 1, 43 Mrd. DM ( e = 0,5). Das entspricht
einem Anteil am Inlandsangebot deutscher Produzenten von 22, 2 VH ( 21, 4 vH) .
Auch hier zeigt sich damit ein ähnliches Bild wie bei den Wohlfahrtseffekten:
Bezogen auf das tatsächliche Angebot, war kein Transfer von Konsumenten zu
Produzenten aufgrund von Zollprotektion so hoch wie aufgrund der nicht-tarifä-
ren Protektion im Bergbau. Verglichen mit den absoluten Werten der Transfer-
zahlungen aufgrund von Zöllen, nimmt der Bergbau allerdings eher eine mittlere
Stellung ein. Einen Transfer an den Staat - wie im Falle von Zolleinnahmen -
gibt es bei Kontingenten nicht, da diese nicht gegen Entgelt an die Importeure
abgegeben werden. Wer die Einnahmen aus den Zolläquivalenten erhält, ist nicht
sicher. Es können sowohl die heimischen Importeure sein als auch die auslän-
dischen Anbieter. Sind es die letzteren, so könnte man auch den dem Zolläqui-
valent entsprechenden Transfer in voller Höhe als nationalen Wohlfahrtsverlust
bezeichnen. Im Regelfall wird dieser Betrag wohl zwischen Importeuren und
ausländischen Anbietern aufzuteilen sein. Im Kohlenbergbau hat dieser Transfer
- man könnte ihn auch als entgangene Staatseinnahmen bezeichnen - die Höhe
von 156, 5 Mill. DM. Das entspricht einem Anteil an der gesamten effektiven
Nachfrage nach Inlands- und Drittlandskohle von 2, 2 vH und ist sowohl der abso-
luten wie auch der relativen Höhe nach mit den Branchen vergleichbar, die am
meisten zu den Zolleinnahmen beitragen (Tabelle 4, Spalte 7).
Abschließend sei noch auf die Produktions- und Beschäftigteneffekte der nicht-
tarifären Einfuhrhemmnisse im Kohlenbergbau eingegangen. Die Produktion des
Kohlenbergbaus wäre bei Freihandel um 289 Mill. DM ( e = 0,19) bzw. um
760, 1 Mill. DM ( e = 0, 5) geringer gewesen, als sie es tatsächlich war. Dem
entspricht ein Beschäftigtenrückgang um 3, 1 vH (8, 2 vH). Geht man von einer
geringeren Grenzproduktivität der ausscheidenden Arbeitskräfte aus, so erhöht
sich der Anteil der ausscheidenden Arbeitskräfte auf 4, 7 vH (12, 3 vH). Welche
der Annahmen auch immer zutreffen mag: Der Beschäftigungseffekt der Kontin-
gente im Kohlenbergbau ist nicht als sehr hoch zu veranschlagen. Allerdings
darf nicht vergessen werden, daß ein umfassendes Subventionssystem für den
Kohlenbergbau besteht, dessen volkswirtschaftliche Kosten sicherlich und des-
sen Beschäftigungseffekte vermutlich das Ausmaß des direkten Außenhandels-
schutzes bei weitem übersteigen.
Textil- und Bekleidungsindustrie
21. Die Textil- und Bekleidungsindustrie wird nicht nur durch den überdurchschnitt-
lich hohen Zollschutz - dessen Auswirkungen oben beschrieben wurden - begün-
stigt, sondern darüber hinaus auch durch einen umfangreichen Katalog mengen-
mäßiger Einfuhrbeschränkungen. Der Anteil der mengenmäßig regulierten Ein-
fuhren aus Drittländern an der gesamten Marktversorgung mit Textil- und Be-
kleidungserzeugnissen der Bundesrepublik betrug im Jahre 1970 - bis zu diesem
Jahr liegen Berechnungen des Instituts für Weltwirtschaft vor
1 - knapp 0, 58 vH.
Diese Einfuhren machen, gemessen am Inlandsverbrauch der betreffenden Pro-
duktgruppen, 1970 rund 1, 3 vH aus.
Donges, Fels, Neu u.a., a.a.O., Tabelle 80.24
Das Zolläquivalent aller kontingentierten Warengruppen der Bekleidungsindu-
strie hatte im Jahre 1970 eine Höhe von 45 vH
1 . Dies ergab sich, nachdem
eine Qualitätsbereinigung - die Qualitätsdifferenz zwischen heimischer Produktion
und den liberalisierten Einfuhren, die mit den kontingentierten Einfuhren vergleich-
bar sind, machte immerhin 42 vH des Inlandspreises aus - durchgeführt worden
war. Für die Produkte der Textilindustrie war aus statistischen Gründen ein derar-
tiger Qualitätsvergleich nicht durchführbar. Daher soll hier angenommen werden,
daß das Verhältnis der Zolläquivalente beider Branchen gleich ist dem Verhältnis
ihrer Nominalzölle
2 . Für die kontingentierten Einfuhren der Textilindustrie er-
gibt sich dann ein Zolläquivalent von 33, 7 vH.
Textilindustrie
22. Aus dem Zolläquivalent der mengenmäßig regulierten Einfuhren der Textilindustrie
errechnet sich eine relative Preisänderung dieser Produkte im Inland von 25, 2 vH.
Die zur Ermittlung der volkswirtschaftlichen Kosten benötigten Preiselastizitäten
dürften kaum so gering sein wie für den gesamten Bereich der Textilprodukte. Denn:
(1) Die Preiselastizität der Nachfrage wird entscheidend bestimmt durch die Mög-
lichkeit der Substitution der betreffenden Produkte durch andere Produkte. Die Sub-
stitutionsmöglichkeiten der kontingentierten Warenkörbe der Textilindustrie sind als
erheblich höher zu veranschlagen als die Substitutionsmöglichkeiten zwischen den
Produkten der gesamten Textilindustrie und denen anderer Industriezweige. (2) Die
Preiselastizität des heimischen Angebots kontingentierter Textilprodukte ist eben-
falls vergleichsweise hoch zu veranschlagen, da es den Produzenten relativ wenig
Probleme bereiten dürfte, von der Produktion preisungünstiger Textilien auf preis-
günstigere überzuwechseln. Daher soll außer von den in Tabelle 2 ausgewiesenen
Elastizitäten davon ausgegangen werden, daß die nachgefragte Menge nach kontin-
gentierten Produkten um 1 vH steigt, wenn ihr Preis um 1 vH sinkt, und daß die an-
gebotene Menge um 1, 5 vH sinkt, wenn der Preis um 1 vH zurückgeht.
Die Konsumtionskosten der Kontingente für Textilprodukte haben dann eine Höhe von
9, 67 Mill. DM bei einer Preiselastizität der Nachfrage von - 0, 06 (das sind
0,19 vH der Inlandsnachfrage) und
- 161, 24 Mill. DM bei einer Preiselastizität der Nachfrage von - 1 vH (3, 18 vH
der Inlandsnachfrage).
Die Produktionskosten betragen
- 19, 04 Mill. DM bei einer Preiselastizität des Angebots von + 0, 12 (das sind
0, 38 vH des Angebots) und
- 237, 95 Mill. DM bei einer Preiselastizität des Angebots von + 1, 5 vH (4, 76 vH
des Angebots).
Für beide Kostenarten dürften eher die höheren Werte eine realistische Schätzung
der Auswirkungen des nicht-tarifären Schutzes der Textilindustrie abgeben.
1 Donges, Fels, Neu u.a., a.a.O., S. 218 f.
2 Dies dürfte eine realitätsnahe Annahme sein, weil man davon ausgehen kann, daß die
Zollstruktur der Industriezweige auch den jeweiligen Protektionsgrad widerspiegelt.25
23. Die Transfer-, Mengen- und Beschäftigungseffekte der Kontingentierung sind aus
folgender Übersicht zu ersehen:
Einkommenstransfer von den Konsumenten
an die Produzenten Alternative 1 (e = 0,12)
Alternative 2 (e = 1,50)
in Form entgangener Staatseinnahmen
Produktionseffekte Alternative 1 (e = 0,12)
Alternative 2 (e = 1, 50)
1240,03 Mill. DM
1021, 12 Mill. DM





Annahme (1): marginale = durchschnittliche Arbeitsproduktivität
Alternative 1 (e = 0,12)
Alternative 2 (e = 1, 50)
3107 Beschäftigte
38837 Beschäftigte
Annahme ( 2): marginale = — der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität
Alternative 1 (e = 0,12) 4660 Beschäftigte
Alternative 2 (e = 1,50) 58256 Beschäftigte
Es zeigt sich also, daß die Einkommensübertragungen an die deutschen Hersteller
kontingentierter Textilprodukte zwischen- 20 vH und 24 vH ihres Umsatzes liegen.
Die ermittelten Beschäftigungswirkungen weisen einen großen Schwankungsbereich
auf, der ein Indiz für die recht große Unsicherheit in der Bestimmung derartiger
Effekte für verhältnismäßig kleine Produktbereiche ist. Sicherlich bildet die Be-
schäftigtenzahl von 3107 die absolute Untergrenze dessen, was nach einer Aufhe-
bung der Kontingente zu erwarten ist. Auf der anderen Seite sind die 39 Tausend
bzw. 58 Tausend Beschäftigten allein deshalb eine vermutlich überhöhte Schätzung,
weil die Kontingente im Textilbereich vor allem die Einfuhren aus Entwicklungslän-
dern treffen, deren Exportpotential vermutlich auch auf mittlere Sicht nicht ausrei-
chen dürfte, in dem geschätzten Umfang an die Stelle heimischer Produktionen zu
treten.
Zugrundegelegt wurde eine Beschäftigtenzahl von 102 744, Um diese Zahl zu ermitteln,
wurde unterstellt, daß die Arbeitsproduktivität in den Bereichen der Textilindustrie, in
denen Einfuhrkontingente bestehen, gleich der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität
der Textilindustrie ist.26
Bekleidungsindustrie
24. Für die Bekleidungsindustrie - deren Produktion in höherem Ausmaß als die Pro-
duktion der Textilindustrie durch mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen geschützt
wird
1 - führt das Zolläquivalent von 45 vH zu folgenden Ergebnissen:
Konsumtionskosten
Produktionskosten
Alternative 1 (n = - 0,06)
Alternative 2 (n = - 1,00)
Alternative 1
Alternative 2
(e = + 0,12)
(e = + 1, 50)
Einkommenstransfer von den Konsumenten
an die Produzenten Alternative 1 (e = +0,12)
Alternative 2 (e = + 1, 50)
in Form entgangener Staatseinnahmen
Produktionseffekte Alternative 1 (e = +0,12)
Alternative 2 (e = + 1,50)
27, 71 Mill. DM
461, 79 Mill. DM
54, 50 Mill. DM
681, 20 Mill. DM
2872,4 Mill. DM
2245, 7 Mill. DM
71,64 Mill. DM
351, 2 Mill. DM
4390, 3 Mill. DM
Beschäftigungseffekte
 2
Annahme (1): marginale = durchschnittliche Arbeitsproduktivität
Alternative 1 (e = +0,12)
Alternative 2 (e = + 1,50)
9509 Beschäftigte
118858 Beschäftigte
Annahme ( 2): marginale = - der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität
Alternative 1 (e = + 0,12)
Alternative 2 (e = + 1, 50)
14263 Beschäftigte
178287 Beschäftigte
Die Auswirkungen der Kontingente für Bekleidungsprodukte sind damit erheblich stär-
ker ausgeprägt als in der Textilindustrie. So belaufen sich die Konsumtionskosten
auf 0, 29 vH ( n = - 0, 06) bzw. 4, 81 vH ( n = - 1) der gesamten Nachfrage nach die-
sen Produkten. Im Falle der Produktionskosten sind es sogar 0, 58 vH ( e = 0, 12)
bzw. 6, 58 vH (E = 1,5).
Während die Beschäftigungseffekte in der Textilindustrie je nach Annahme zwischen
0, 6 vH und 11,6 vH aller Beschäftigten dieser Branche ausmachen, sind diese An-
teile in der Bekleidungsindustrie mit 2, 5 vH und 47, 0 vH erheblich höher. Das liegt
zum einen an dem höheren Zölläquivalent der mengenmäßigen Einfuhrbeschränkun-
gen in der Bekleidungsindustrie und zum anderen an dem höheren Anteil der geschütz
ten Produktion am Gesamtprodukt dieser Branche. Aber auch für die Bekleidungsin-
dustrie gilt, was oben zur Textilindustrie ausgeführt wurde: Das Exportpotential der
von den deutschen Kontingenten primär betroffenen Entwicklungsländer ist vermut-
lich geringer, als es in den Modellannahmen zum Ausdruck kommt. Von daher dürf-
ten vor allem die Beschäftigungseffekte zu hoch ausgewiesen worden sein.
Vgl. Donges, Fels, Neu u.a., a.a.O., Tabelle 81.
Die Zahl der Beschäftigten in den Produktionsbereichen, deren Einfuhren kontingentiert
sind, wurde mit 255 608 angesetzt. Vgl. hierzu auch Anm. 1 auf S. 25.27
Die Kosten außenwirtschaftlicher Schutzmaßnahmen auf lange
Sicht
25. Die bisher für das Jahr 1972 berechneten volkswirtschaftlichen Kosten der Zollpro-
tektion und der nicht-tarifären Schutzmaßnahmen entstehen - sofern keine Zoll-
änderungen erfolgen - in jedem Jahr. Allerdings verändert sich die absolute
Höhe der Konsumtions- und Produktionskosten im Zeitablauf, wenn
- die nachgefragten und von heimischen Produzenten angebotenen Mengen sich
ändern und
- die Preiselastizitäten von Angebot und Nachfrage sich ändern.
Beides ergibt sich unmittelbar aus den Formeln zur Berechnung der volkswirt-
schaftlichen Kosten. Unterschiedliche Preiselastizitäten von Angebot und Nach-
frage je nach der Länge des Untersuchungszeitraums ergeben sich, wenn Markt-
.^x unvollkommenheiten bestehen; beim Angebot können sie auf Produktionsengpäs-
/ sen beruhen und bei der Nachfrage auf verzögerten Anpassungen der Bedarfsstruk-
tur an Änderungen der Preisstruktur. In dem hier verwendeten komparativ-stati-
schen Modell wird jedoch von Marktunvollkommenheiten abgesehen. Es wird nur
für ein bestimmtes Jahr untersucht, welcher volkswirtschaftliche Verlust auf-
grund des in diesem Jahr bestehenden Zollsystems realisiert wird. Der länger-
fristige Aspekt ergibt sich dann daraus, die in jedem folgenden Jahr auftreten-
den Verluste bei gleichbleibendem Zollschutz als Kapitalwert des Bezugsjahres
auszudrücken. Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich die Nachfrage wie auch
das Angebot in Zukunft ändern werden
1 .
26. Bei der Berechnung der Kapitalwerte des Jahres 1972 wird ein "gesellschaftli-
cher" Zinssatz von 10 vH angenommen. Bei einem niedrigeren (höheren) Zins
würden die Kapitalwerte der Kosten außenwirtschaftlicher Schutzmaßnahmen
höher (geringer) ausfallen. Für die Änderungsraten der Nachfrage und des An-
gebots wurden die zwischen 1960 und 1970 jahresdurchschnittlich erfolgten Än-
derungen zugrundegelegt; um konjunkturelle Einflüsse hierbei auszuschließen,
wurden die entsprechenden Durchschnittswerte der Zyklen 1958 - 1962 und
1968 - 1972 verwendet. Damit wird die Annahme impliziert, daß sich die Preis-
1 Der Kapitalwert der in den kommenden n Jahren anfallenden volkswirtschaftli-





















Konsumtionskosten im Basis jähr
Differenz zwischen dem gesellschaftlichen Zinsfuß und der durch-
schnittlichen jährlichen Änderungsrate der Nachfrage
Differenz zwischen dem gesellschaftlichen Zinsfuß und der durch-
schnittlichen jährlichen Änderungsrate des Inlandsangebots
Beobachtungszeitraum (Jahre).28
Steigerungen in Zukunft jahresdurchschnittlich in den einzelnen Branchen weiter
so entwickeln wie zwischen 1960 und 1970. Diese Annahme erscheint heute höchst
unrealistisch; es sind vielmehr erheblich höhere Inflationsraten zu erwarten, als
es zwischen 1960 und 1970 der Fall war. Je mehr die zukünftigen Inflationsraten
über denen der sechziger Jahre liegen werden, um so stärker werden die hier er-
rechneten Kapitalwerte unterschätzt.
27. Tabelle 6 gibt die Gegenwartswerte der volkswirtschaftlichen Kosten der Zollpro-
tektion und der mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen für drei Zeitabschnitte - die
ersten fünf, zehn und fünfzig Jahre nach 1972 - wieder
1 . Es zeigt sich, daß
~~) - die nicht-tarifäre Protektion der drei untersuchten Bereiche auf mittlere und
' auf lange Sicht erheblich höhere Kosten verursacht als die Zollprotektion der
gesamten Industrie;
- durchweg über zwei Drittel der in den nächsten 50 Jahren anfallenden Kosten
aufgrund nicht-tarifärer Handelshemmnisse - im Falle der tarifären Hemm-
nisse ist es immerhin ein Drittel - in den ersten zehn Jahren anfällt.
Im Falle der Kosten der nicht-tarifären Protektion der Textil- und Bekleidungs-
industrie wurde mit den in Ziffern 22 ff. verwendeten höheren Preiselastizitäten
der Nachfrage und des Angebots gerechnet. Wenn auch die volkswirtschaftlichen
Kosten der Kontingente die Kosten der Zollprotektion bei weitem übersteigen, so
wird doch deutlich, daß sie nach dem zehnten Jahr vergleichsweise wenig zuneh-
men. Das ist auf die negativen Änderungsraten - im Falle der Bekleidungsindu-
strie auf die geringen Zuwachsraten - der Nachfrage und des Angebots zurückzu-
führen.
Wie schon bei den volkswirtschaftlichen Kosten der Zollprotektion im Jahre 1972,
ist auch der Gegenwartswert dieser Kosten in der Chemischen Industrie am höch-
sten. Auf lange Sicht jedoch gewinnt der Zollschutz der Kunststoffverarbeitung
deutlich an Gewicht. Dies ist darauf zurückzuführen, daß Nachfrage und Inlands-
angebot in dieser Branche stärker zunehmen als in allen anderen Bereichen; diese
Zuwachsraten sind sogar höher als der angenommene Kapitalzins.
1 Der Beitritt des Vereinigten Königreichs, Dänemarks und Irlands zur EG führte
vertragsgemäß am 1. 4.1973 zur ersten Zollharmonisierung innerhalb der erwei-
terten EG. Bis 1977 sollen alle Zölle zwischen den neuen und den alten EG-Mit-
gliedern abgebaut sein. Dies dürfte nicht ohne Einfluß auf die Höhe der volkswirt-
schaftlichen Kosten sein; das Ausmaß dieses Einflusses ist zur Zeit jedoch nicht







































































































































































































































































































































































































































III. Zur Frage des Nutzens außenwirtschaftlicher Schutzmaßnahmen
28. Die Analyse hat gezeigt, daß die volkswirtschaftlichen Kosten der Zollprotektion
- anders als die der nicht-tarifären Protektion - nicht so hoch sind, als daß man
von gravierenden Wohlfahrtsminderungen sprechen könnte. Es ist jedoch verfehlt,
aus diesem Tatbestand den Schluß zu ziehen, daß ein Abbau der Handelshemmnis-
se überflüssig sei oder daß es aus einzelwirtschaftlichen Gründen vertretbar sei,
außenwirtschaftlichen Schutz zu gewähren. Gesamtwirtschaftlich dürfte ein Nutzen
außenwirtschaftlicher Schutzmaßnahmen kaum nachzuweisen sein. Hierauf soll ab-
schließend anhand einiger Argumente eingegangen werden, die von Befürwortern
außenwirtschaftlicher Schutzmaßnahmen immer wieder vorgebracht werden. Man-
che dieser Argumente überschneiden sich, werden jedoch in der Diskussion häufig
nebeneinander verwendet.
29. Von allen Argumenten zugunsten außenwirtschaftlicher Schutzmaßnahmen wird
dasjenige ungleicher oder unfairer Wettbewerbsbedingungen vermutlich am häu-
figsten verwendet. Es bezieht sich in der Regel auf die durch das niedrige Lohn-
niveau bedingten Preisvorteile konkurrierender Anbieterländer: Wie kann die deut-
sche Textil- und Bekleidungsindustrie mit derjenigen Hongkongs oder Singapurs in
einen fairen Wettbewerb treten, wenn dort das Lohnniveau viel niedriger ist? Aus
Lohndifferenzen auf Wettbewerbsvor- oder -nachteile zu schließen, ist jedoch nicht
ohne weiteres angebracht - unabhängig davon, ob man einen Wettbewerbsvorteil
für normal oder anormal hält. Das Lohnniveau einer Volkswirtschaft entspricht
in der Regel dem gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsniveau. Betrachtet man
einzelne Branchen, so zeigt sich allerdings, daß nicht überall internationale Lohn-
differenzen mit entsprechenden internationalen Produktivitätsunterschieden ein-
hergehen. Bestimmte Branchen weisen häufig eine unterdurchschnittliche Produk-
tivität auf, ohne ein entsprechend unterdurchschnittliches Lohnniveau zu besitzen.
~? Sind diese Branchen scharfer Importkonkurrenz ausgesetzt, so ist ihr Standort
von der Kostenseite her bedroht; sie halten sich für protektionsbedürftig. Die Löh-
ne, die solche Branchen zahlen, sind gewöhnlich zu hoch, um die internationale
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern, aber zu niedrig, um den Beschäftigten ein dem
Durchschnitt entsprechendes Einkommen im Inland zu ermöglichen
1 . Hier dem
Wunsch nach außenwirtschaftlichem Schutz nachzugeben, hieße, soviel Arbeit und
Kapital wie möglich in Bereichen zu halten, die nur eine verhältnismäßig geringe
Faktorentlohnung ermöglichen. In einer vollbeschäftigten Volkswirtschaft ist es
jedoch ökonomisch wenig sinnvoll, mit knappen - und daher teuren - Ressourcen
Produkte herzustellen, die im Ausland billiger erworben werden können
2 .
Diese relativ schlechte Entlohnung geht häufig mit einem hohen Anteil weiblicher Ar-
beitskräfte einher, die in aller Regel zu vergleichsweise niedrigen Löhnen beschäftigt
werden. Dieser Effekt ist in der Bundesrepublik Deutschland vor allem in der Beklei-
dungsindustrie und der Lederverarbeitung zu beobachten. Vgl. Donges, Fels,
Neu u.a., a.a.O. , S-. 115.
2 "Es gehört zu den gesicherten Erkenntnissen der ökonomischen Theorie, daß Unter-
schiede in der Ausstattung mit Produktionsfaktoren und daraus resultierende Unter-
schiede in der Entlohnung der Produktionsfaktoren eine Hauptursache für die Existenz
eines Warenaustausches zwischen Ländern und Ländergruppen darstellen. Insoweit32
30. Das Argument der ungleichen Wettbewerbsbedingungen bezieht sich auch auf jene
Fälle, in denen ausländischen Konkurrenten vorgeworfen wird, Dumping zu be-
treiben - d.h. keine kostendeckenden Preise im Exportgeschäft zu verlangen -,
oder in denen die Produzenten in anderen Ländern künstliche Wettbewerbsvor-
teile durch staatliche Maßnahmen erhalten. Der Tatbestand des Dumping ist grund-
sätzlich dann erfüllt, wenn der Exportpreis eines Gutes niedriger ist als der ver-
gleichbare Inlandspreis oder - falls es keinen derartigen Inlandspreis gibt - wenn
der Preis der Ausfuhr in ein Land unter dem höchsten Preis der Ausfuhr dieses
Gutes in ein anderes Land liegt
1 . Nach den Regeln des Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommens kann ein Land, sofern das Dumping nachgewiesen wird, "Anti-
dumpingzölle" in Höhe der entsprechenden Preisdifferenzen erheben. In der Bun-
desrepublik ist der Dumping-Vorwurf zwar häufig erhoben worden, konnte aber nur
selten nachgewiesen werden; hiermit ist also das gesamte industrielle Zollsystem
schwer zu rechtfertigen. Überdies handelt es sich dabei um einen rein rechtlichen
Aspekt.
Ökonomisch weist das Dumping anderer Länder zunächst auf einen Transfer von '-
Vermögen hin, d.h. auf unentgeltliche Übertragungen in Höhe der Dumping-Span-
ne, multipliziert mit den jeweils importierten Mengen. Derartige Geschenke kön-
nen nur dann unwillkommen sein, wenn sie in der Bundesrepublik einen Schaden
anrichten, dessen Wert den des Transfers übersteigt. Solch ein Schaden könnte
entstehen durch (vorübergehende oder andauernde) Freisetzung von Produktions-
faktoren. Im Fall der Bundesrepublik, die durchweg einen hohen Auslastungsgrad
des Kapitalstocks aufweist sowie eine "Überbeschäftigung" des Faktors Arbeit,
dürfte eine Freisetzung von Arbeitskräften allenfalls vorübergehender Art sein
2 .
Die gleichen Überlegungen gelten für jene Fälle, in denen andere Länder für die
Herstellung oder den Vertrieb einer Ware Prämien bzw. Subventionen gewähren.
Das GATT sieht auch hier die Möglichkeit vor, "Ausgleichszölle" zu erheben, ob-
wohl es wenig sinnvoll erscheint, den heimischen Strukturwandel nur deshalb zu
hemmen, weil andere Länder dies auch tun.
31. Auf den gleichen Tatbestand wie beim Argument des unfairen Wettbewerbs aus so-
genannten Niedriglohnländern beruft man sich, wenn man die Kosten der Anpassung
an Änderungen der komparativen Produktionsvorteile als zu hoch bezeichnet. Zwei
Ausprägungen dieses Arguments sind zu unterscheiden: Zum einen können die kom-
sind Unterschiede in der Ausstattung mit Arbeitskräften und daraus resultierende Un-
terschiede im Lohnniveau zweifelsfrei ein Kriterium zur Identifizierung eines Wettbe-
werbsvorteils und nicht ein Kriterium zur Identifizierung einer Wettbewerbsverzer-
rung". Donges, Fels, Neu u.a., a.a.O., S. 240.
1 Im Falle des Fehlens eines Inlandspreises besteht noch die Möglichkeit, den Export-
preis zu vergleichen mit den ".. .Herstellungskosten dieser Ware im Ursprungsland,
zuzüglich einer angemessenen Spanne für Veräußerungskosten und Gewinn. " Art. VI,
Abs. 1, GATT. Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen von Genf v. 30.10.1947
(GATT) in der vom 7. 10. 1957 an geltenden Fassung (Kodifizierung). "Deutsches
Handels-Archiv", Köln, Jg. 113 (1959), S. 3853 ff.
2 Im Grunde ist das Dumping eine Unternehmens Strategie, die keineswegs zu verwer-
fen ist und mit Sanktionen belegt werden muß (wie es Art. VI GATT vorschreibt).
Regionale Preisdifferenzierung ist in allen Marktformen außer derjenigen der voll-
kommenen Konkurrenz ein durchaus übliches Verhalten zur Gewinnmaximierung. Sie
ist sogar wünschenswert, wenn dadurch Außenseiter auf bestimmte Märkte gelenkt
werden und so Angebotsengpässe beseitigt werden.33
parativen Kostennachteile bestimmter Produktionszweige als vorübergehend an-
gesehen werden, und zum anderen können die aus komparativen Nachteilen resul-
tierenden Änderungen der Produktionsstruktur für die Betroffenen als zu schmerz-
haft abgelehnt werden
1 .
In seiner ersten Form besagt dieses Argument nichts anderes, als daß kompara-
tive Kostenunterschiede nicht dauerhaft sind; es sei unsinnig, den Wandel der
Branchenstruktur von diesem statischen Konzept abhängig zu machen. Dabei wird
aber folgendes übersehen: (1) Wenn man durch Handelsbarrieren den internationa-
len Faktorpreisausgleich verhindert, so werden auch die Ursachen komparativer
Produktionsvorteile - nämlich Unterschiede in den relativen Faktorpreisen - be-
stehen bleiben; (2) der internationale Handel wirkt zwar tendenziell auf einen Aus-
gleich der Faktorpreise hin; das bedeutet jedoch nicht, daß damit die komparati-
ven Kostenunterschiede verändert werden, sondern nur, daß eine weitere Expan-
sion des Handels nicht mehr vorteilhaft ist, wenn dieser einmal einen Umfang er-
reicht hat, bei dem der Faktorpreisausgleich realisiert ist.
Was die hohen Kosten der Anpassung an sich ändernde Wettbewerbsbedingungen
anlangt, so handelt es sich hier um eine politische Frage. Ist es das Ziel der Wirt-
schaftspolitik, mittel- und langfristig nicht nur ein bestimmtes Beschäftigungsni-
veau aufrechtzuerhalten, sondern überdies auch eine bestimmte Beschäftigungs-
struktur, so ist auch eine vorübergehende, friktionale Arbeitslosigkeit abzulehnen.
Eine Wirtschaftspolitik jedoch, die den Wandel der Beschäftigtenstruktur nicht för-
dert, sondern hemmt, erzeugt früher oder später nur Strukturkrisen. Strukturwand-
lungen und damit verbundene Faktorwanderungen sind im übrigen nicht nur aufgrund
zunehmender Einfuhren notwendig, sondern aufgrund von Änderungen der Technolo-
gien und der Nachfragestruktur.
32. Die Gefahr einer Unterbeschäftigung aufgrund des Abbaus von Handelshemmnis-
sen wird häufig sowohl von Unternehmensverbänden als auch von Gewerkschaften
angeführt. Vor allem in Zeiten erhöhter Arbeitslosigkeit wird verstärkt darauf
hingewiesen, daß zunehmende Importe die Zahl der verfügbaren Arbeitsplätze im
Inland verringern. Betrachtet man ausschließlich die globale Beschäftigung, so
kann über die staatliche Budgetpolitik die durch steigende Einfuhren absorbierte
Kaufkraft ersetzt werden, indem der Staat zusätzliche Nachfrage ausübt. Schwer-
~^wiegender sind die Probleme pjtrtieller Arbeitslosigkeit. Zunehmende Einfuhren
'treffen - unter sonst gleichen Bedingungen - zunächst die importsubstituierenden
Bereiche. Eine Globalsteuerung der Beschäftigung wird hier nur in dem Maße
wirksame Abhilfe schaffen können, in dem die Produktionsfaktoren mobil sind.
Das ist zwar auf längere Sicht zu erwarten, nicht jedoch kurzfristig. Hier können
vorübergehende Anpassungshilfen für die vom Strukturwandel Betroffenen ange-
bracht sein
2 .
1 Vgl. auch I. Mintz, U.S. Import Quotas. Costs and Consequences. (Domestic
Affairs Study, 10.) Washington, D.C., 1973. S. 4 f.
2 Es ist fraglich, ob den in importsubstituierenden Bereichen Beschäftigten mit
einer protektionistischen Politik geholfen wäre. Denn in diesen Bereichen wer-
den erfahrungsgemäß häufig geringere Löhne gezahlt als in typischen Exportbe-
reichen. Eine Änderung der Beschäftigtenstruktur kann daher längerfristig auch
im Interesse der unmittelbar Betroffenen liegen. In diesen Zusammenhang gehö-
ren auch die Wirkungen der Handelsliberalisierung auf die Einkommensverteilung.
Stolper und Samuelson haben gezeigt, daß eine Verringerung des Handels durch34
33. Wenn Importbarrieren der Sicherung einer angemessenen Eigenversorgung die-
nen sollen, bestehen Zielsetzungen, deren Erörterung nicht Gegenstand dieser
Untersuchung sein kann. Dies gilt vor allem für strategische Belange. Die aus
dem Mißtrauen in die Vertragstreue der Handelspartner resultierende Furcht
vorder "Abhängigkeit vom Ausland" ist sicherlich grundsätzlich integrations-
feindlich und kann in erheblichem Ausmaß Arbeitskräfte in Tätigkeiten festhal-
ten, die vergleichsweise geringe ökonomische Erträge bringen.
34. Folgende Argumente, die für eine Beibehaltung von Protektionsmaßnahmen spre-
chen, sollen nur erwähnt werden. Sie haben gegenwärtig keinerlei politische Be-
deutung für die Bundesrepublik:
- Durch Importbarrieren können "Zahlungsbilanzdefizite" verringert werden;
umgekehrt kann durch die Liberalisierung die Zahlungsbilanz defizitär wer-
den.
- Zölle können die Industrialisierung eines Landes fördern (infant industry-
Argument).
- Zölle führen zu Staatseinnahmen, die sonst in Form von Steuern erhoben
werden müßten.
- Zölle können - unter bestimmten Bedingungen - die Wohlfahrt eines Landes
erhöhen (Optimalzoll).
Die Lage der Bundesrepublik ist jedoch gegenwärtig und, angesichts der vor-
handenen Währungsreserven und flexibler Wechselkurse, auf absehbare Zeit
nicht durch eine defizitäre Zahlungsbilanz gekennzeichnet (von adäquateren
Instrumenten des Zahlungsbilanzausgleichs sei abgesehen); sie ist ein hoch-
industrialisiertes Land (in der Tat sind es gerade die ältesten Branchen, die
zusätzliche Protektion verlangen); die Zolleinnahmen dürften vermutlich nicht
einmal ausreichen, die anfallenden Erhebungskosten zu finanzieren. Der Opti-
malzoll schließlich abstrahiert von Vergeltungszöllen des Auslands und ande-
ren politischen Kosten. Er müßte auch, wie Johnson gezeigt hat, ungewöhnlich
hoch sein: Bei einem Importanteil von 20 vH und einer Preiselastizität der aus-
ländischen Nachfrage von - 3 vH betrüge der Optimalzoll 50 vH und würde die
Wohlfahrt der Bundesrepublik nur um 1 vH erhöhen
1 .
Zölle die Einkommen zugunsten des relativ knappen Faktors ändert. Umgekehrt ^
würde dies bedeuten, daß eine Liberalisierung die Einkommensstruktur zugun-
sten des relativ reichlichen Faktors verändert. In der Bundesrepublik dürfte - im
Vergleich zu den Drittländern - Sach- und Ausbildungskapital relativ reichlich vor-
handen sein. Nach dem Stolper-Samuelson Theorem dürfte sich der Anteil dieser
Faktoren am Volkseinkommen im Zuge einer Handelsliberalisierung erhöhen. Das
zeigt zugleich deutlich, daß Anpassungshilfen für die besonders vom außenhandels-
induzierten Strukturwandel Betroffenen vorwiegend in Form von Ausbildungsbei-
hilfen gegeben werden müßten, um auf diese Art ungelernte Arbeit zu "absorbieren".
Vgl. hierzu H.G. Johnson, The Gain from Exploiting Monopoly or Monopsony
Power in International Trade. "Economica", London, N. S., Vol. 35 (1968), S. 156,
Tabelle 1.35
Zusammenfassung
35. Die Untersuchung der volkswirtschaftlichen Kosten außenwirtschaftlicher Schutz-
maßnahmen der Bundesrepublik Deutschland hat gezeigt, daß im Jahre 1972 die
Kosten der Zollprotektion der gesamten Industrie in der Größenordnung zwischen
~ 300 Mill. DM und 700 Mill. DM lagen. Diese Spanne kennzeichnet die recht große
Unsicherheit, die mit diesen Quantifizierungen verbunden war. Ein zuverlässige-
res Bild ergibt sich jedoch, wenn man für einzelne Branchen das Ausmaß der
volkswirtschaftlichen Kosten untersucht. Es zeigt sich dann, daß auch bei unter-
schiedlichen Annahmen immer wieder ein harter Kern von vier Produktionsberei-
chen übrig bleibt, dessen Zollschutz überdurchschnittlich hohe Kosten verursacht.
Es sind dies die Chemische Industrie, die Bekleidungsindustrie, die Textilindu-
strie und die Kunststoffverarbeitung. In allen vier Branchen bestand 1972 auch
ein überdurchschnittlich hoher nominaler Zollschutz, in drei Branchen auch - wie
andere Untersuchungen gezeigt haben - ein überdurchschnittlich hoher effektiver
Zollschutz.
Als überraschend hoch hat sich das Ausmaß der Einkommensumverteilung von
Nachfragern zu Produzenten herausgestellt. Bezogen auf den Inlandsumsatz der
heimischen Anbieter, machte diese Umverteilung bis zu 12 vH aus. Ein großer
Teil dieser Verteilungseffekte dürfte aus Transfers zwischen industriellen Nach-
fragern und Anbietern bestehen; die Endverbraucher werden hiervon um so eher
betroffen, je mehr die Produzenten steigende Vorleistungspreise überwälzen
können.
Die Beschäftigungseffekte der Zollprotektion der Bundesrepublik Deutschland
sind für die gesamte Industrie mit mindestens 93 000 Arbeitskräften zu veran-
schlagen. Dies entspricht einem Rückgang der gesamten Produktion von gut
1, 2 vH. Absolut gesehen, werden die Beschäftigten in der Chemischen Indu-
strie, der Eisenschaffenden Industrie und im Maschinen- und Fahrzeugbau am
stärksten von einem Zollabbau betroffen werden.
Die Gegenwartswerte der volkswirtschaftlichen Kosten der Industriezölle betra-
gen - soweit keine Änderung der Zollsätze mehr stattfindet - zwischen 1973
und 1982 etwas über 2 Mrd. DM; legt man die ersten 50 Jahre nach 1972 zu-
grunde, so steigt dieser Gegenwartswert auf über 6 Mrd. DM. Auch hier neh-
men die Chemische Industrie und die Kunststoffverarbeitung eine überragende
Stellung ein.
Findet kein völliger Zollabbau statt, so werden - wie ein Sensit'ivitätstest zeigte -
bei einer Zollsenkung von 1 vH
- die volkswirtschaftlichen Kosten um 2 vH,
- die Transfers an die Produzenten um weniger als 1 vH,
- die Transfers an den Staat (Zolleinnahmen) um 1 vH,
- die Produktion und die Beschäftigung um weniger als 0, 02 vH
sinken.36
36. Weitaus höhere Kosten als im Falle des Zollschutzes waren mit der nicht-tarifä-
ren Protektion des Steinkohlenbergbaus sowie der Textil- und der Bekleidungsin-
dustrie verbunden. Im Jahre 1972 betrugen die Kosten im Steinkohlenbergbau
über 60 Mill. DM, in der Textilindustrie rd. 400 Mill. DM und in der Beklei-
dungsindustrie über eine Milliarde DM. Dabei dürften die Kosten im Steinkoh-
lenbergbau noch unterschätzt sein, weil die abgeleiteten Preiselastizitäten der
Nachfrage und des Angebots relativ niedrige Werte aufweisen. Die Umvertei-
lung von den Nachfragern zu den Anbietern lag in diesen Bereichen zwischen
21 vH des Inlandsumsatzes heimischer Anbieter im Steinkohlenbergbau und
29 vH in der Bekleidungsindustrie. Auch hier zeigte sich ebenso wie bei der
Zollprotektion, daß die Höhe dieser Transfers nur geringfügig von unterschied-
lichen Elastizitätsannahmen beeinflußt wird. In allen drei Bereichen überstieg
der Transfer, bezogen auf die Inland sums ätze heimischer Anbieter, die auf-
grund der Zollmaßnahmen im Industriebereich stattfindenden Transfers bei weitem.
Die Beschäftigungs- und Produktionseffekte der Kontingente lagen im Steinkoh-
lenbergbau zwischen 3,1 und 4, 7 vH der Beschäftigten des Jahres 1972; in der
Textil- wie auch in der Bekleidungsindustrie ist dagegen mit erheblich höheren
Beschäftigungswirkungen zu rechnen. Sie dürften in der Textilindustrie insge-
samt bei 8 vH liegen und in der Bekleidungsindustrie insgesamt über ein Drittel
der im Jahre 1972 dort Beschäftigten ausmachen.
Die Gegenwartswerte der volkswirtschaftlichen Kosten nicht-tarifärer Schutz-
maßnahmen schließlich übertreffen in den fünfzig Jahren nach 1972 mit
570 Mill. DM im Steinkohlenbergbau, 2, 9 Mrd. DM in der Textilindustrie und
über 10 Mrd. DM in der Bekleidungsindustrie diejenigen der Zollprotektion der
gesamten Industrie bei weitem.